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wg. Der Grötzinger Tunnel soll aufgrund von
Sanierungs- und Nachrüstungsarbeiten vier
Monate lang für den Verkehr gesperrt werden.
„Die Vollsperrung wird voraussichtlich von
Oktober 2012 bis Ende Januar 2013 dauern“,
erklärte der Leiter des Referats Ingenieurbau
beim Regierungspräsidium Karlsruhe, Walter
Katzik, bei der Sitzung des Grötzinger Ort-
schaftsrates am Mittwochabend.

Mit den überirdischen Vorarbeiten solle be-
reits Mitte August begonnen werden. Ziel der
Maßnahmen sei es,
die Sicherheit des
1999 gebauten Tun-
nels zu erhöhen, so
Katzik. „Es ist kei-
neswegs so, dass sich
der Tunnel in einem schlechten Zustand be-
findet“, stellte er klar. Seit den verheerenden
Unglücken im Mont-Blanc- und im Gotthard-
Tunnel seien jedoch in der EU die Richtlinien
für die Sicherheit in Tunneln deutlich ver-
schärft worden: „Dem tragen wir jetzt Rech-
nung“, sagte Katzik. Im Fokus der Nachrüs-
tungsarbeiten stünden insbesondere die Ver-
besserung der Fluchtwege und der Lüftungs-
technik.

„Was die Fluchtmöglichkeiten anbelangt, ist
der Grötzinger Tunnel mit drei Fluchttreppen-
häusern bereits sehr gut aufgestellt“, sagte
Katzik. In den Fluchttreppenhäusern soll nun
eine Überdruckbelüftung eingebaut werden,
um eine dortige Rauchentwicklung zu verhin-
dern, so Katzik.

Geplant sei zudem die Erneuerung der be-
stehenden sechs Abluftventilatoren in den
Lüfterzentralen. Neben zahlreichen weiteren
Maßnahmen stehe außerdem die Erneuerung

der Brandmelde- und der Notrufmeldeanlage
auf dem Programm. Für die Zeit der Tunnel-
arbeiten werde auf der A 5 eine entsprechende
Umleitungsbeschilderung angebracht, kün-
digte Michael Lumpp, stellvertretender Leiter
des Baureferats Mitte beim Regierungspräsi-
dium Karlsruhe, an. „An der Anschlussstelle
Nord wird es einen Hinweis darauf geben,
dass das Ziel Bretten über die B 10 in dieser
Zeit nicht erreichbar ist“, führte er aus. Die
Autofahrer würden dann über die Anschluss-

stelle Bruchsal gelei-
tet. Auch in den
Nachbargemeinden
solle über die Sper-
rung des Tunnels in-
formiert werden, so

Lumpp. Autofahrer, die von Karlsruhe Rich-
tung Pfinztal wollen, würden indes über die
alte B 10 – die Augustenburgstraße in Gröt-
zingen – geleitet.

Finanziert wird das rund 7,6-Millionen-
Euro-Projekt vom Bund. Die Ortschaftsräte
zeigten Verständnis für die Notwendigkeit der
Tunnelsanierung. „Im Namen der Sicherheit
gibt es hier keine Alternative“, sagte Ortsvor-
steher Thomas Tritsch. Sorgen bereitet dem
Gremium jedoch die drohende Verkehrsbelas-
tung im Malerdorf. Vor allem „Schleichwege“
wie die Staig- und die Kirchstraße müssten vor
übermäßigem Verkehr bewahrt werden, waren
sich die Ortschaftsräte einig.

Überdies seien vermehrte Lkw-Kontrollen
und eine vorübergehende Herabsetzung der
zulässigen Höchstgeschwindigkeit auf der Au-
gustenburgstraße von aktuell 50 auf 30 Kilo-
meter pro Stunde während der Nachtzeiten
sinnvoll.

Grötzinger Tunnel
wird vier Monate gesperrt

Sanierungsarbeiten in der Röhre sollen im Oktober beginnen

Verkehr nach Bretten
wird über Bruchsal umgeleitet

chen Bindung tut man sich noch schwer da-
mit.

Ein konkretes Bauprojekt kann Mergen
nicht nennen. Aber sie unterstreicht, dass sie
sich stark für die Entwicklung des Geländes
einsetze und „es gerade sehr viel versprechen-
de Gespräche gibt“. Die Bürgermeisterin er-
klärt deshalb den ökologischen Kahlschlag
zum ökonomisch zwingenden Akt. „Wir müs-
sen die Fläche baureif halten, damit wir in den
nächsten Jahren dort die Entwicklung voran-

treiben können“, lautet ihre Devise. Dabei
bringe die Stadt als Eignerin auch „direkt und
selbstständig Grundstücke zur Realisierung“
ein, versichert sie. Auf diese Weise sind auch
schon acht Firmen-Projekte neben dem Kom-
plex der TPK verwirklicht worden.

Laut Mergen „besteht nun die große Hoff-
nung, dass ein Unternehmen mit vielen Ar-
beitsplätzen kommt“. Daneben sende die TPK
Signale, „ein weiteres Gebäude bauen zu wol-
len“. Und dann „laufen noch Gespräche mit

den Hochschulen“, er-
gänzt sie. Bekanntlich
will besonders das
KIT expandieren.
Wolf-Dietrich Gierth,
Leiter des Liegen-
schaftsamts, betont
eine behördliche
Pflicht gemäß dem
Willen des Gemeinde-
rats, „den Charakter
als freien Bauplatz zu
erhalten“.

„Das sind wir dem
Wirtschaftsstandort
Karlsruhe schuldig“,
meint er. Es dürfe
nicht sein, dass sich
die Natur das Land
zurückholt. Außer-
dem prangert er eine
Entwicklung zu „ei-
nem Abenteuerspiel-
platz“ für Kinder und
Jugendliche sowie
eine „Vermüllung“
der Naturfläche an.
„Wir müssen das Ge-
biet sauber halten“,
begründet Gierth den
von seinem Amt nach
Auftrag ausgeführten
Kahlschlag.

Als „Treuhänder
der Steuerzahler“
habe man auch ver-
hindern müssen, dass
das Ganze „langsam
Biotopcharakter“ be-
komme. Eine Abstim-
mung mit dem Um-
weltamt sei nicht er-
forderlich gewesen.

(TPK) für heute 72 Hightech-Firmen steht al-
lerdings nicht vor dem großen Entwicklungs-
sprung. Eigentlich gingen die Partner Stadt
und L-Bank Mitte der 90er Jahre davon aus,
dass die ganze Fläche 2012 komplett mit Blö-
cken für moderne Unternehmen bebaut ist.

Doch daraus wurde nichts. Nur die Natur
wuchs wieder. Längst denkt man im Rathaus
daran, die städtischen Grundstücke unabhän-
gig von der TP-Kooperation mit der L-Bank
zu vermarkten. Nicht nur wegen der vertragli-

Von unserem Redaktionsmitglied
Rupert Hustede

Die Landschaft hinterm Hauptfriedhof ist
abgeräumt. Bürger reagieren empört auf den
Kahlschlag, den Wirtschaftsdezernentin Mar-
gret Mergen veranlasst hat. Die Erste Bürger-
meisterin betont dagegen eine Notwendigkeit,
das Gelände im baureifen Zustand zu halten.
Nur so seien gerade eröffnete Chancen realis-
tisch, dort endlich den lange ausgebliebenen
Schub für die Ansied-
lung moderner Unter-
nehmen auszulösen.
15 Jahre wuchsen
Bäume und Sträu-
cher, Blumen und
Kräuter, sangen die
Vögel auf der Brache
Namens „Vogelsand“,
weil Technologiepark
(TP) einfach nicht
größer werden will.
Jetzt herrscht Stille,
wenn das Rodungs-
team vom städtischen
Liegenschaftsamt mit
den Sägen und Räum-
fahrzeugen abgerückt
ist. Das Werk im Auf-
trag der Wirtschafts-
förderung ist fast ge-
tan: Entastete Birken
harren als gestapelte
Stangen auf dem zu
Mulch gefrästen Bo-
den ihrer Abfuhr (sie-
he auch Kommentar).

„Diese Radikalro-
dung mehrere Hektar
Grünfläche ist eine
unglaubliche Aktion
der Stadt“, meint
BNN-Leserin Heike
Mutz. Es sehe „wie
nach einem Meteori-
teneinschlag“ aus –
„einfach unfassbar,
was die Stadt dort
veranstaltet hat“, sagt
die empörte Bürgerin.

Die L-Bank-Toch-
ter Technologie Park
Karlsruhe GmbH

Bringt der Kahlschlag das ersehnte Wachstum?
Nachgewachsene Naturfläche mit Birkenwäldchen beim Technologiepark wird von der Stadt bewusst zerstört

DIE BIRKEN liegen am Boden. Die über 15 Jahre nachgewachsene Natur ist nur noch Baumstumpf und gehäckselter Stiel. Dabei zeichnet sich kein
Entwicklungssprung für den Technologiepark (im HIntergrund) ab. Indessen sieht die Stadt Chancen, die Fläche rasch und gut zu vermarkten. Foto: jodo

Von unserem Redaktionsmitglied
Günther Kopp

Die Karlsruher Hochschulen seien im In- und
Ausland hoch angesehen, doch wenn es nicht
gelinge, den Studierenden genügend Wohn-
raum zur Verfügung zu stellen, schade es dem
guten Ruf. Aus dieser Überzeugung heraus rief
der ehemalige Vorstandschef des Badenwerks,
Hugo Rhein, im Jahr 2002 eine Stiftung ins Le-
ben, deren Zweck es ist, bei der Schaffung oder
Verbesserung zusätzlicher Wohnmöglichkei-
ten für Studierende der Karlsruher Hochschu-

len mitzuhelfen. Neun Jahre lang hat der Eh-
rensenator der Fridericiana unermüdlich Zu-
stifter und Spender für sein großes Anliegen
gesucht – mit Erfolg: Das Stiftungskapital be-
trägt mittlerweile über eine Million Euro. Nun
hat der 93-Jährige den Stiftungsvorsitz der in-
zwischen nach ihm benannten Dr. Hugo Rhein-
Stiftung abgegeben, wird aber als Ehrenvorsit-
zender der großen Aufgabe weiter verbunden
bleiben. Denn preisgünstigen Wohnraum für
Studenten gebe es noch immer nicht genügend
in der Fächerstadt.

Das Geldbetteln sei ein „harter Job“, be-
kannte der gebürtige Schwabe immer wieder.
Statt die private Vermögensschatulle zu öff-
nen, verwiesen viele Mitmenschen lieber auf
den Staat, der solle für ausreichend Studen-
tenwohnungen sorgen. Doch Rhein, der stets
mit gutem Beispiel voran ging, ließ nicht lo-
cker, nutzte seine guten Kontakte zur Wirt-
schaft, schließlich war er einst Präsident der
Industrie- und Handelskammer Karlsruhe,
und warb auch bei seinen Rotary-Freunden
um Unterstützung der Stiftung.

Wohnheime für Studenten selber zu bauen –
das sei eine Nummer zu groß für seine Stiftung,
betonte Hugo Rhein von Anfang an. Auch jetzt
mit einer Million Euro sei dies nicht möglich.
Der Kapitalstock dürfe nicht angetastet wer-
den, nur die Zinsen stünden zur Verfügung, so
wolle es das strenge Stiftungsgesetz. Und bei
den augenblicklichen Zinssätzen werfe auch
eine Million kaum mehr als 30 000 Euro pro
Jahr ab. Dieses Geld stelle man dem Studen-
tenwerk Karlsruhe und dem Verein Studen-

tenwohnheim der Universität Karlsruhe zur
Verfügung. Diese verwenden das Geld für die
Ausstattung der Wohnheime. Daneben hilft
die Stiftung mit Darlehen.

Hugo Rhein und seine Stiftung seien ein sehr
guter Partner, heißt es etwa beim Studenten-
werk. Herr Rhein habe ein scharfes Auge für
die Bedürfnisse der Studierenden in Karlsruhe
und sei immer bereit, schnell und unbürokra-
tisch zu helfen, sagt Studentenwerk-Sprecher
Thomas Mosthaf. Rhein habe erkannt, dass nur
exzellente Lebensbedingungen eine exzellente
Hochschullandschaft ausmachen könnten.
Und da stehe der Wohnraum ganz oben.

Die Million an Stiftungskapital sei für ihn
ein großes Ziel gewesen, betont der Stiftungs-

gründer, der 2002 mit 130 000 Euro begonnen
hatte. Allerdings ist es ihm nie nur um nackte
Zahlen gegangen, sondern um die Geste, dass
Menschen, die dazu in der Lage sind, einen
Beitrag für die studentische Jugend leisten.
Und da habe er etwas Positives erreicht, betont
der Ehrensenator, der einst in Mannheim Wirt-
schaftswissenschaften studiert hat, ehe er 1952
in Karlsruhe beim damaligen Badenwerk ein-
trat.

Nun liege es am neuen Stiftungsvorstand das
Kapital zu mehren, macht Rhein deutlich. Des-
sen Vorsitzender ist jetzt Gerhard Rastetter,
Vorstandschef der Volksbank Karlsruhe. Den
Stiftungsrat leitet Bernd Bechtold, Präsident
der IHK Karlsruhe.

HUGO RHEIN hat als Vorsitzender der nach ihm benannten Stiftung zur Verbesserung der Wohnungs-
situation für Studenten über eine Million Euro gesammelt. Jetzt hat der 93-jährige Ehrensenator der
Fridericiana den Stiftungsvorsitz an Gerhard Rastetter übergeben. Foto: jodo

Senior mit einem Herz für Studierende
Hugo Rhein sammelte mit seiner Stiftung über eine Million Euro für studentisches Wohnen

Mit 93 Stiftungsvorsitz
in jüngere Hände übergeben

pp. Die Karlsruher Messe- und Kongress-
GmbH (KMK) verzeichnete nach eigenen
Angaben 2011 das beste Kongressgeschäft
seit vier Jahren. Der Umsatz sei gegenüber
2010 um 15 Prozent angewachsen, so KMK-
Geschäftsführerin Britta Wirtz. Zu den 261
Veranstaltungen, davon 132 Gastkongresse,
seien über 236 000 Besucher gekommen, das
seien 30 000 mehr als im Vorjahr. Herausra-
gendes Ereignis war der Gewerkschaftsrat
der IG Metall im Oktober.

Für das laufende Jahr seien die Aussichten
ebenfalls gut, so die KMK. Neben starken
wissenschaftlichen Kongressen und Veran-
staltungen renommierter Kunden aus Han-
del und Informationstechnologie (IT) freue
man sich besonders über den FDP-Parteitag

im April, zu dem 600 Delegierte und 2 000
Gäste erwartet werden. „Durch diese hoch-
karätige Veranstaltung mit hoherer nationa-
ler Aufmerksamkeit wird Karlsruhe einmal
mehr im Rampenlicht stehen“, so KMK-Ge-
schäftsführerin Wirtz. Sie betrachtet die
Entwicklung des Geschäftsbereich Kongress
als eigene Säule der KMK als wichtigen und
richtungsweisenden Schritt, um die Zukunft
Karlsruhes als Kongressstadt langfristig zu
sichern.

Um als internationales Kongresszentrum
weiterhin attraktiv zu sein, werden laut
Wirtz die Räume und Hallen am Festplatz
innenarchitektonisch aufgewertet. Im März
sollen erste Ergebnisse eines Ideenwettbe-
werbs präsentiert werden.

Rekord im Kongressgeschäft
KMK steigerte 2011 Umsatz zum Vorjahr um 15 Prozent

Holzerei
RUPERT HUSTEDE

Das Wirtschaftswachstum und der Naturer-
halt sind nur schwer miteinander zu vereinba-
ren. Oft schränkt das eine das andere ein, oder
lässt ihm sogar nur noch sehr geringe Möglich-
keiten zur Entfaltung. Folglich muss gerade
eine Großstadt im Einzelfall klar entscheiden,
was mehr zählt.

Zwei Dinge gilt es also festzuhalten: Ist der
Beschluss gefasst, dann hat eben entweder die
Wirtschaft oder die Natur das Rennen ge-
macht. In der Regel wird aber dann zumindest
versucht, auch die Belange des anderen – also
meist der im politischen Abwägungsprozess
zukurzgekommenen Natur – per Ausgleichs-
maßnahmen irgendwie zu berücksichtigen.
Meist sind die Vorhabenträger heute schon
vom Gesetz her dazu verpflichtet.

Im „Vogelsand“ fiel die Entscheidung vor
bald 20 Jahren für den Technologiepark und
somit gegen die Gartenlandschaft. Hinterm
Hauptfriedhof liegt also Bauland – folglich hat
die Natur den Kürzeren gezogen. Also ist die
Abholzaktion der Stadt rechtens. Sie ent-
spricht dem politischen Willen des Gemeinde-
rats von vor zwei Jahrzehnten. Richtig muss
der Kahlschlag deshalb noch lange nicht sein.

Nein, dieser Umgang mit der Natur ist weder
angemessen noch angebracht. Er zeugt von
wenig Achtung vor ihren Belangen und man-
gelnder Sensibilität gegenüber den Bürgern.
Anscheinend spielt dabei die Bedeutung einer
locker bewaldeten und artenreichen Naturflä-
che am Stadtrand für das so wichtige Kleinkli-
ma überhaupt keine Rolle im Rathaus. Glei-
ches gilt bei dieser Holzerei für die Bedürfnisse
der Spaziergänger. Auch die nachgewachsene
Natur hätte durchaus ein Recht auf glimpfli-
chere Behandlung gehabt, statt mit Stumpf
und Stil ausgerissen zu werden. Aber von Ab-
wägung ist im Rathaus nichts zu hören.

Natürlich muss ein Bauplatz in einem be-
schlossenen Entwicklungsgebiet frei gemacht
werden – aber eben nur und erst dann, wenn
auch wirklich gebaut wird. Die Naturzerstö-
rung hinterm Hauptfriedhof als eine reine Pro-
filaxe, als Teil einer bislang ergebnislosen Ver-
marktung – das ist inakzeptabel. Die Natur am
Stadtrand ist zu knapp, als dass man so res-
pektlos mit ihr umgehen darf.

nen und Kollegen in der insgesamt zehnköp-
figen Fraktion als Vorsitzende bestätigt.

Die gebürtige Stuttgarterin ist von Beruf
Mathematik- und Physiklehrerin. Ihr Herz
für die Fächerstadt habe sie während ihres
Studiums an der Technischen Hochschule
entdeckt, sagt sie.

Besondere Anliegen sind ihr, den Menschen
Zugang zu Bildung und einem selbstbe-
stimmten Leben zu ermöglichen.

pp. Die Hälfte der Amtsperiode des Karls-
ruher Gemeinderates ist vorbei, für die SPD-
Fraktion traditionell Anlass, die Fraktions-
spitze neu zu wählen. Dabei wurde laut Frak-
tionsgeschäftsstelle Doris Baitinger ohne Ge-
genstimmen als Fraktionsvorsitzende bestä-
tigt, ebenso ihre Stellvertreter Hans Pfalz-
graf und Ute Müllerschön sowie Schatzmeis-
ter Michael Zeh und Schriftführerin Gisela
Fischer. Doris Baitinger (Jahrgang 1953) war

Doris Baitinger bleibt
SPD-Fraktionschefin

von 1989 bis 1999 SPD-Stadträtin. Nach ei-
ner Pause kehrte sie 2004 ins Stadtparlament
zurück und übernahm den Fraktionsvorsitz.

Bei der Wahl 2009 wurde sie von den Bür-
gern wiedergewählt und von ihren Kollegin-


